
Lausanne, 13. März 2020

Medienmitteilung des Bundesgerichts

Urteile vom 26. Februar 2020 (6B_114/2019, 6B_169/2019)

Propaganda-Videos des IZRS: Freispruch von zwei IZRS-
Vorstandsmitgliedern aufgehoben – Verurteilung von drittem 
Vorstandsmitglied bestätigt

Das Bundesgericht hebt den Freispruch von zwei Vorstandsmitgliedern des Vereins
"Islamischer Zentralrat Schweiz" (IZRS) durch das Bundesstrafgericht im Zusammen-
hang mit zwei Propaganda-Videos auf. Es heisst die Beschwerde der Bundesanwalt-
schaft  (BA) gut und weist die Sache zu neuem Entscheid ans Bundesstrafgericht
zurück.  Die  Beschwerde  eines  dritten  Vorstandsmitglieds  des  IZRS,  das  vom
Bundesstrafgericht verurteilt wurde, weist das Bundesgericht ab.

Der IZRS hatte im November 2015 auf seinem Youtube-Kanal einen Film veröffentlicht,
in dem ein Interview mit dem Anführer des syrischen Ablegers der terroristischen Orga -
nisation Al-Qaïda gezeigt wurde. Ein zweiter Film wurde im Dezember 2015 in einem
Hotel in Winterthur aufgeführt und anschliessend ebenfalls auf dem Youtube-Kanal des
IZRS  veröffentlicht.  Die  Filme  wurden  auch  über  die  sozialen  Netzwerke  des  IZRS
bekannt  gemacht.  Die  BA  erhob  2017  Anklage  gegen  drei  Vorstandsmitglieder  des
IZRS. Ihnen wurde vorgeworfen, gegen das Bundesgesetz über das Verbot der Gruppie -
rungen "Al-Qaïda" und "Islamischer Staat" sowie verwandter Organisationen verstossen
zu  haben,  indem sie  die  Filme hergestellt  (Vorwurf  betrifft  nur  einen  Beschuldigten),
veröffentlicht  und aktiv  beworben hätten. Durch die Veröffentlichung der Propaganda-
Videos habe der Anführer des syrischen Ablegers der Al-Qaïda eine Plattform erhalten,
um  seine  Person  und  die  Ideologie  der  von  ihm  vertretenen  Al-Qaïda  vorteilhaft
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darzustellen und zu propagieren. Das Bundesstrafgericht sprach ein Vorstandsmitglied
im Juni  2018  in  fünf  von sechs Anklagepunkten  schuldig  und  verurteilte  es  zu einer
bedingten  Freiheitsstrafe  von  20  Monaten.  Die  beiden  anderen  Vorstandsmitglieder
sprach es frei. Die BA erhob gegen die Freisprüche Beschwerde ans Bundesgericht. Der
Verurteilte erhob ebenfalls Beschwerde.

Das Bundesgericht heisst die Beschwerde der BA gut, hebt das Urteil des Bundesstraf -
gerichts bezüglich der beiden freigesprochenen Personen auf  und weist  die Sache in
dieser Hinsicht zu neuem Entscheid zurück an die Vorinstanz. Die Beschwerde des Ver-
urteilten weist das Bundesgericht ab. Die beiden Freisprüche hat das Bundesstrafgericht
damit begründet, dass die Tatvorwürfe gegen die zwei Betroffenen in der Anklageschrift
nicht  hinreichend umschrieben seien. Dies verletzt  Bundesrecht. Im Teil  der Anklage -
schrift,  der sich auf das verurteilte Vorstandsmitglied bezieht,  sind die vorgeworfenen
Sachverhalte akribisch dargelegt. Die BA weist  zu Recht darauf  hin,  dass dieser Teil
angesichts der Kritik des Bundesstrafgerichts im Sinne eines "copy and paste" bloss in
die Teile der Anklageschrift betreffend die beiden anderen Beschuldigten hätte eingefügt
werden müssen. Eine solche Forderung stellt einen übertriebenen Formalismus dar. Die
Wiederholung würde zu einer  blossen Aufblähung der  Anklageschrift  führen. Aus der
Gesamtbetrachtung  der  Anklageschrift  ergibt  sich  jedenfalls  ohne  Weiteres,  welche
Taten den beiden vom Bundesstrafgericht freigesprochenen Personen vorgeworfen wer -
den.  Auch  hinsichtlich  des  Modus  Operandi  unterscheidet  die  Anklage  die  von  den
Betroffenen  jeweils  organisierten  Propaganda-Aktionen  oder  vorgenommenen Werbe-
handlungen hinreichend präzise. In Bezug auf die verurteilte Person hat das Bundes-
strafgericht kein Bundesrecht verletzt, wenn es zum Schluss gekommen ist, dass sie mit
Vorsatz gehandelt hat.

Kontakt: Peter Josi, Medienbeauftragter
Tel. +41 (0)21 318 91 53; Fax +41 (0)21 323 37 00
E-Mail: presse@bger.ch

Hinweis: Die Medienmitteilung dient zur Information der Öffentlichkeit und der Medien. Die 
verwendeten Formulierungen können vom Wortlaut des Urteils abweichen; für die Recht-
sprechung ist einzig das schriftliche Urteil massgebend. 

Die Urteile sind ab 13. März 2020 um 13:00 Uhr auf www.bger.ch   abrufbar: Rechtsprechung >
Rechtsprechung (gratis) > Weitere Urteile ab 2000 > 6B_114/2019   oder 6B_169/2019   
eingeben.
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